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A Tragende Gründe und Beschluss 

A-1 Rechtsgrundlage 

Die Häusliche Krankenpflege-Richtlinie (HKP-RL) nach § 92 Absatz 1 Satz 2 Nummer 6 und 
Absatz 7 Fünftes Sozialgesetzbuch (SGB V) wird vom Gemeinsamen Bundesausschuss 
(G-BA) zur Sicherung der ärztlichen Versorgung beschlossen. Sie dient der Gewähr einer aus-
reichenden, zweckmäßigen und wirtschaftlichen Versorgung der Versicherten mit häuslicher 
Krankenpflege. Als Anlage ist der HKP-RL ein Verzeichnis verordnungsfähiger Maßnahmen 
der häuslichen Krankenpflege (Leistungsverzeichnis) beigefügt. 

A-2 Eckpunkte der Entscheidung 

A-2.1 Einleitung 
Orthopädische Bandagen sowie Orthesen dienen der Therapie und Prophylaxe von Verletzun-
gen und Erkrankungen des aktiven und passiven Bewegungsapparates. Der Einsatz ist meist 
Teil von ärztlich geführten therapeutischen Behandlungsmaßnahmen über unterschiedliche 
Zeiträume. Bei chronischen, therapeutisch ansonsten nicht mehr angehbaren Schädigungen, 
die zu dauerhaften Beeinträchtigungen von Aktivitäten führen, werden sie auch zum Ausgleich 
von Behinderungen eingesetzt. 
Nach der bisher geltenden Fassung des Leistungsverzeichnisses der HKP-RL beinhaltet die 
bisherige Nummer 31c des Leistungsverzeichnisses das An- oder Ablegen von stützenden 
und stabilisierenden Verbänden zur unterstützenden Funktionssicherung der Gelenke z. B. bei 
Distorsion, Kontusion, Erguss. Das An- oder Ablegen von Bandagen und Orthesen war bisher 
in der Nummer 4 des Leistungsverzeichnisses als grundpflegerische Leistung verortet. 
Das Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen (LSG) hat am 17.10.2017 entschieden, dass 
das Anlegen eines Stützkorsetts im Rahmen der häuslichen Krankenpflege als Leistung der 
Behandlungspflege verordnet werden kann (vgl. LSG Niedersachsen-Bremen, 17.10.2017, 
Az. L 16 KR 62/17).  
Der G-BA hat anlässlich der aktuellen Rechtsprechung am 20. Juni 2019 das Beratungsver-
fahren gemäß 1. Kapitel § 5 Absatz 1 Satz 1 der Verfahrensordnung des G-BA zur Prüfung 
der Verordnungsfähigkeit des An- und Ablegens von Bandagen und Orthesen als Leistung der 
Behandlungspflege eingeleitet. 

A-2.2 Änderung im Leistungsverzeichnis 
Durch die Formulierung „ärztlich verordnete Bandagen und Orthesen“ wird klargestellt, dass 
es im Bereich der häuslichen Krankenpflege ausschließlich um das An- oder Ablegen von 
Bandagen und Orthesen geht, die Teil des ärztlichen Behandlungsplans sind und insoweit 
vertragsärztlich verordnet wurden. Für die vertragsärztliche Verordnung von Bandagen und 
Orthesen gelten die Hilfsmittel-Richtlinie des G-BA sowie das Hilfsmittelverzeichnis des GKV-
Spitzenverbands nach § 139 SGB V. Allerdings ist zu beachten, dass Leistungen der Häusli-
chen Krankenpflege nur auf der Grundlage von § 27 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 SGB V ver-
ordnet werden können (Krankenbehandlung). Da auch eine Verordnung von Hilfsmitteln ge-
mäß § 33 SGB V mit der Zielsetzung des Ausgleichs einer Behinderung sowie im Rahmen 
einer medizinischen Vorsorgeleistung gemäß § 23 SGB V erfolgen kann, wurde daher in der 
Leistungsbeschreibung zur Klarstellung der Hinweis ergänzt, dass das An- oder Ablegen von 
Bandagen und Orthesen durch einen Pflegedienst auf der Grundlage von § 37 SGB V nur im 
Rahmen der Krankenbehandlung verordnungsfähig ist. Verordnungen mit dem Ziel der Vor-
sorge (vor Eintritt einer Erkrankung) oder eines Behinderungsausgleichs können im Rahmen 
der häuslichen Krankenpflege nicht ausgestellt werden. 
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Das An- oder Ablegen von ärztlich verordneten Bandagen und Orthesen ist bisher im Leis-
tungsverzeichnis der HKP-RL als Leistung der Grundpflege in Nummer 4 abgebildet.  
Die Anwendung dieser Hilfsmittel beruht dabei im Sinne der Urteilsbegründung des o.g. Urteils 
des LSG-Niedersachsen ursächlich auf einer Erkrankung und soll dazu beitragen, die Krank-
heit zu heilen, ihre Verschlimmerung zu verhüten und Krankheitsbeschwerden zu lindern. Das 
Tragen von ärztlich verordneten Bandagen und Orthesen ist daher zur Sicherung des Ziels 
der ärztlichen Behandlung erforderlich und das anzuwendende Hilfsmittel gemäß Hilfsmittel-
verzeichnis des GKV-SV zu Lasten der gesetzlichen Krankenversicherung verordnungsfähig. 
Die nun erfolgte Anpassung des Leistungsverzeichnisses folgt der aktuellen Rechtsprechung. 
Die in der Leistungsbeschreibung bereits bestehende Leistung des An- oder Ablegens von 
stützenden und stabilisierenden Verbänden zur unterstützenden Funktionssicherung der Ge-
lenke wird um eine weitere Leistung des An- oder Ablegens von ärztlich verordneten Banda-
gen und Orthesen ergänzt, die z.B. bei degenerativen Erkrankungen Verordnungsanlass von 
Orthesen, wie z.B. einem Stützkorsett, sein können.  
Die „oder“-Verknüpfung für die beiden Leistungsbestandteile des Anziehens von Bandagen 
und Orthesen und des Ablegens von Bandagen und Orthesen stellt klar, dass die beiden Leis-
tungsbestandteile sowohl alternativ als auch kumulativ verordnet werden können. Für die Leis-
tung „An- und Auskleiden“ nach Nummer 4 sowie für die Leistung „An- und Ablegen von stüt-
zenden und stabilisierenden Verbänden“ nach Nummer 31c werden die Formulierungen ver-
gleichbar angepasst. 
Das An- oder Ablegen von Bandagen und Orthesen als eine grundpflegerische Leistung wird 
in Nummer 4 des Leistungsverzeichnisses nun nicht mehr explizit genannt. Dennoch kann im 
Rahmen der Grundpflege nach Nummer 4 auch das An- oder Ablegen von Bandagen und 
Orthesen erfolgen. Dies wird durch die nicht abschließende Aufzählung im Klammerzusatz 
verdeutlicht. Die Wörter „Stützkorsetts“ und „Bruchbänder“ werden gestrichen, da es sich hier-
bei im Sinne des Hilfsmittelverzeichnisses um Orthesen und Bandagen handelt. 
Die „oder“-Verknüpfung in Nummer 4 stellt klar, dass die Leistungsbestandteile „Ankleiden“ 
und „Auskleiden“ sowohl alternativ als auch kumulativ verordnet werden können.  
Bei der vorgenommenen Änderung in der Bemerkungsspalte von Nummer 4 des Leistungs-
verzeichnisses handelt es sich um eine redaktionelle Anpassung eines Verweises innerhalb 
des Leistungsverzeichnisses der HKP-RL. Die in der Regelung in Bezug genommene Leistung 
wurde mit der Beschlussfassung vom 15. August 2019 an eine andere Stelle im Verzeichnis 
überführt. Die Anpassung des Verweises wird mit der Änderung nachvollzogen. 

A-3 Würdigung der Stellungnahmen  

Der G-BA hat die schriftlichen und mündlichen Stellungnahmen ausgewertet. Das Stellung-
nahmeverfahren ist der Zusammenfassenden Dokumentation dokumentiert. 
Im Ergebnis der Auswertung wurden keine Änderungen im Beschlussentwurf vorgenommen:  

A-4 Bürokratiekostenermittlung 

Für die Verordnungsfähigkeit des An- und Ablegens von ärztlich verordneten Bandagen und 
Orthesen im Rahmen der Behandlungspflege entstehen neue bzw. geänderte Informations-
pflichten für Leistungserbringer im Sinne von Anlage II zum 1. Kapitel VerfO. Es ist davon 
auszugehen, dass sich durch diese vorgesehene Änderung der Richtlinie die Anzahl von HKP-
Verordnungen leicht erhöht und damit auch mit einem leichten Anstieg der Bürokratiekosten 
gerechnet werden muss. Aufgrund des im Vergleich zur Gesamtzahl aller HKP-Verordnungen 
erwarteten leichten Anstiegs der jährlichen Fallzahl, wird auf eine Ausweisung der Bürokratie-
kosten verzichtet. 
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A-5 Verfahrensablauf 

Datum Gremium Beratungsgegenstand / Verfahrensschritt 
20.06.2019 G-BA Aufnahme der Beratungen gemäß 1. Kapitel § 5 Abs. 1 VerfO 

20.06.2019 G-BA Beauftragung des UA VL mit dem Beratungsverfahren zur 
Prüfung einer Ergänzung der HKP-RL bezüglich Nummer 26: 
An- oder Ablegen von Bandagen und Orthesen. 

13.11.2019 UA VL Beschluss zur Einleitung des Stellungnahmeverfahrens vor 
abschließender Entscheidung des G-BA (gemäß 1. Kapitel 
§ 10 VerfO)  

12.02.2020 UA VL Auswertung der schriftlichen Stellungnahmen und Anhörung 

20.03.2020 G-BA Abschließende Beratungen und Beschluss über eine Ände-
rung der Häusliche Krankenpflege-Richtlinie (HKP-RL) 

02.04.2020  Mitteilung des Ergebnisses der gemäß § 94 Abs. 1 SGB V er-
forderlichen Prüfung des Bundesministeriums für Gesundheit 

07.05.2020  Veröffentlichung im Bundesanzeiger 

08.05.2020  Inkrafttreten 
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A-6 Beschluss  

Veröffentlicht im BAnz am 7. Mai 2020 AT 07.05.2020 B3 
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A-7 Anhang 

A-7.1 Prüfung durch das BMG gemäß § 94 Abs. 1 SGB V vom 02.04.2020 
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B Stellungnahmeverfahren vor Entscheidung des G-BA  

B-1 Stellungnahmeberechtigte Institutionen/Organisationen 

Vor Entscheidungen des G-BA über die Änderung der Häusliche Krankenpflege Richtlinie wird 
nach gemäß § 92 Absatz 7 Satz 2 SGB V, gemäß § 92 Absatz 7 Satz 1 Nr. 5 i. V. m Absatz 7 
Satz 2 SGB V den hierzu berechtigten Organisationen und nach § 91 Abs. 5 SGB V der Bun-
desärztekammer Gelegenheit zur Abgabe einer Stellungnahme zu der geplanten Richtlinien-
änderung gegeben. Die Stellungnahmen werden in die Entscheidung einbezogen.  
Folgenden Organisationen ist Gelegenheit zur Abgabe einer Stellungnahme zu geben: 

• Arbeitsgemeinschaft der Kammer auf Bundesebene gemäß § 91 Absatz 5 SGB V: 
o Bundesärztekammer (BÄK) 

• Organisationen der Leistungserbringer gemäß § 92 Absatz 7 Satz 2 SGB V: 
o Arbeiterwohlfahrt Bundesverband e. V. (AWO) 
o Arbeitgeber- und Berufsverband Privater Pflege e. V. (ABVP) 
o Arbeitsgemeinschaft Privater Heime und Ambulanter Dienste Bundesverband 

e. V. (APH) 
o Bundesarbeitsgemeinschaft Hauskrankenpflege e. V. (B.A.H.)  
o Bundesverband Ambulante Dienste und Stationäre Einrichtungen e. V. 

(bad e. V.) 
o Bundesverband Häusliche Kinderkrankenpflege e. V. (BHK)  
o Bundesverband privater Anbieter sozialer Dienste e.V. (bpa) 
o Deutscher Berufsverband für Pflegeberufe - Bundesverband e. V. (DBfK) 
o Deutscher Caritasverband e. V (Caritas) 
o Paritätischer Wohlfahrtsverband – Gesamtverband e.V. 
o Deutsches Rotes Kreuz e. V. (DRK)  
o Diakonie Deutschland – Evangelischer Bundesverband Evangelisches Werk 

für Diakonie und Entwicklung e. V (Diakonie)  
o Verband Deutscher Alten- und Behindertenhilfe e. V. (VDAB)  
o Zentralwohlfahrtsstelle der Juden in Deutschland e. V. (ZWST)  

• Organisationen der Hospizarbeit und Palliativversorgung gemäß § 92 Absatz 7 Satz 1 
Nr. 5 i. V. m Absatz 7 Satz 2 SGB V: 

o Deutsche Gesellschaft für Palliativmedizin e.V. (DGP) 
o Deutscher Hospiz- und PalliativVerband e.V. 
o Deutscher Kinderhospizverein e.V. 
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B-2 Einleitung und Terminierung des Stellungnahmeverfahrens  

Der Unterausschuss Veranlasste Leistungen beschloss in seiner Sitzung am 13.11.2019 die 
Einleitung des Stellungnahmeverfahrens. Die Unterlagen wurden den Stellungnahmeberech-
tigten am 14.11.2019 übermittelt. Es wurde Gelegenheit für die Abgabe von Stellungnahmen 
innerhalb von vier Wochen nach Übermittlung der Unterlagen gegeben. 

B-3 Allgemeine Hinweise für die Stellungnehmer  

Die Stellungnahmeberechtigten wurden darauf hingewiesen,  

• dass die übersandten Unterlagen vertraulich behandelt werden müssen und ihre Stel-
lungnahmen nach Abschluss der Beratungen vom G-BA veröffentlicht werden können,  

• dass jedem, der gesetzlich berechtigt ist, zu einem Beschluss des Gemeinsamen Bun-
desausschusses Stellung zu nehmen, soweit er eine schriftliche Stellungnahme abge-
geben hat, in der Regel auch Gelegenheit zu einer mündlichen Stellungnahme zu ge-
ben ist.  
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B-4 Übersicht über die Abgabe von Stellungnahmen 

B-4.1 Institutionen/Organisationen, denen Gelegenheit zur Abgabe einer Stel-
lungnahme gegeben wurde 

Die eingegangenen Stellungnahmen der Institutionen/Organisationen, denen Gelegenheit 
zur Abgabe einer Stellungnahme (SN) gegeben wurde, sowie entsprechende Eckdaten zum 
Eingang und zur Anhörung sind in der nachfolgenden Tabelle dargestellt. 
 
Arbeitsgemeinschaft der Kammer auf Bundesebene gemäß § 91 Absatz 5 SGB V 

Stellungnahmeberechtigte  Eingang SN Bemerkungen 

Bundesärztekammer (BÄK) 09.12.2019 Verzicht auf 
Stellungnahme 

Organisationen der Leistungserbringer gemäß § 92 Absatz 7 Satz 2 SGB V  
Stellungnahmeberechtigte  Eingang SN Bemerkungen 

Arbeiterwohlfahrt Bundesverband e. V. (AWO) 11.12.2020 Verzicht auf 
Stellungnahme 
(Zustimmung 
Beschlussent-
wurf) 

Arbeitgeber- und Berufsverband Privater Pflege e.V. 
(ABVP) 

  

Arbeitsgemeinschaft Privater Heime und Ambulanter 
Dienste Bundesverband e. V. (APH) 

  

Bundesarbeitsgemeinschaft Hauskrankenpflege e.V. 
(B.A.H.) 

  

Bundesverband Ambulante Dienste und Stationäre Einrich-
tungen (bad) e.V. 

28.11.2019  

Bundesverband Häusliche Kinderkrankenpflege e.V. (BHK)   

Bundesverband privater Anbieter sozialer Dienste e.V. (bpa) 13.12.2019  

Deutscher Berufsverband für Pflegeberufe - Bundesverband 
e.V. (DBfK) 

  

Deutscher Caritasverband e.V. (Caritas)   

Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Gesamtver-
band e.V.  

  

Deutsches Rotes Kreuz e.V. (DRK)   

Diakonisches Werk der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land e.V. (Diakonie) 

  

Verband Deutscher Alten- und Behindertenhilfe e.V. (VDAB) 11.12.2019  

Zentralwohlfahrtsstelle der Juden in Deutschland e.V. 
(ZWST) 
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Weitere Stellungnahmeberechtigte gemäß § 92 Abs. 7 Satz 2 SBG V i.V.m. § 92 Abs. 7 
Satz 1 Nr. 5 SGB V 
Stellungnahmeberechtigte  Eingang SN Bemerkungen 

Deutsche Gesellschaft für Palliativmedizin e.V. (DGP)   

Deutscher Hospiz- und PalliativVerband e.V. (DHPV)   

Deutscher Kinderhospizverein e.V. (DKHV)   

 
 

B-5 Unterlagen des Stellungnahmeverfahrens  

Neben dem Beschlussentwurf wurden den Stellungnehmern die Tragenden Gründe und Fließ-
text (jeweils mit Stand vom 13.11.2019) übermittelt.  
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B-5.1 Beschlussentwurf  
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B-5.2 Tragende Gründe 
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B-6 Schriftliche Stellungnahmen 

Die Volltexte der schriftlichen Stellungnahmen sind in Kapitel B-9 abgebildet.  

B-6.1 Auswertung der schriftlichen Stellungnahmen 
 Allgemeines 

Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme Allgemeines Begründung Würdigung Änderungen 
im Beschluss-
entwurf  

1.  AWO Aus Sicht des AWO Bundesverban-
des sind die Änderungen sachge-
recht und werden vom AWO 
Bundesverband begrüßt. 

 Kenntnisnahme  

2.  bpa An- oder Ablegen von Bandagen 
und Orthesen als Leistung der Be-
handlungspflege 

Der bpa begrüßt, dass der G-BA mit 
dem Beschlussentwurf vom 
13.11.2019 die aktuelle Rechtspre-
chung zur Berücksichtigung von 
Bandagen und Orthesen im Rahmen 
der Behandlungspflege umsetzt und 
als verordnungsfähige Leistung im 
Rahmen der häuslichen Kranken-
pflege berücksichtigt. 

Kenntnisnahme  

3.   „oder“-Verknüpfung für die bei-
den Leistungsbestandteile des An-
ziehens von Bandagen und Orthe-
sen und des Ablegens von Banda-
gen und Orthesen 

Laut den Tragenden Gründen soll 
die Formulierung „oder“ klarstellen, 
dass die beiden Leistungsbestand-
teile sowohl alternativ als auch ku-
mulativ verordnet werden können. 
Die Formulierung soll auch für die 
Leistung „An- und Auskleiden“ nach 
Nummer 4 sowie für die Leistung 

Bei der Formulierung handelt 
es sich um eine nicht-aus-
schließende Disjunktion, sie 
sagt aus, dass mindestens ei-
ner der beiden Leistungsbe-
standteile verordnungsfähig 
ist. 

keine 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme Allgemeines Begründung Würdigung Änderungen 
im Beschluss-
entwurf  

„An- und Ablegen von stützenden 
und stabilisierenden Verbänden“ 
nach Nummer 31c (a. F.) des Leis-
tungsverzeichnisses übernommen 
werden. Dies ist jedoch missver-
ständlich, da das „oder“ auch als 
Ausschluss verstanden werden 
kann. Zudem spricht der G-BA in der 
Spalte „Bemerkung“ vom An- / und 
Ablegen. Um das Anliegen des G-
BA unmissverständlich zu verdeutli-
chen, dass die Leistungen sowohl 
kumulativ als auch alternativ zu ver-
ordnen sind wäre die Formulierung 
„und / oder“ eindeutiger und zu prä-
ferieren. 

 
 Leistungsverzeichnis Nr. 4 

Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme Leistungsverzeichnis Nr. 
4 

Begründung Würdigung Beschluss-
entwurf (BE) 

1.  bad e.V. Die Änderungen der 
„Leistungsbeschreibung“ in Nr. 4 des 
Leistungsverzeichnisses können wie 
vorgesehen erfolgen. 

Es wird diesseits ausdrücklich befür-
wortet, dass die „oder“- Verknüpfung 
wie vorgesehen in Nummer 4 klar-
stellt, dass die Leistungsbestandteile 
„Ankleiden“ und „Auskleiden“ sowohl 
alternativ als auch kumulativ verord-
net werden können. Hierdurch wird 
anderslautenden Fehlinterpretatio-

Kenntnisnahme  
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme Leistungsverzeichnis Nr. 
4 

Begründung Würdigung Beschluss-
entwurf (BE) 

nen der Regelung effektiv vorge-
beugt. 
Die Streichungen in der „Leistungs-
beschreibung“ werden zudem als 
unschädlich angesehen, da die be-
troffene Aufzählung beispielhaft und 
nicht abschließend ist. Die Strei-
chungen haben somit keine inhaltli-
chen Einschränkungen der Leistung 
zur Folge. Die „Tragenden Gründe“ 
stellen in diesem Zusammenhang 
zu Recht fest, dass mit den Strei-
chungen die von ihr betroffenen 
Leistungen nicht ausgeschlossen 
werden sollen. 

2.   Die Änderungen unter 
„Bemerkung“ in Nr. 4 des Leistungs-
verzeichnisses können wie vorgese-
hen erfolgen. 

Die Änderungen im Bereich der „Be-
merkung“ sind redaktioneller Natur 
und insofern inhaltlich unbedenklich. 

Kenntnisnahme  

3.  bpa An- oder Ablegen von Bandagen 
und Orthesen als grundpflegeri-
sche Leistung (Nummer 4 des Leis-
tungsverzeichnisses) 

Das An- und / oder Ablegen von 
Bandagen und Orthesen als grund-
pflegerische Leistung (Nummer 4 
des Leistungsverzeichnisses) wird 
nun nicht mehr explizit genannt. Laut 
den Tragenden Gründen kann je-
doch im Rahmen der Grundpflege 
nach Nummer 4 auch das An- und 
Ablegen von Bandagen und Orthe-
sen erfolgen. Dies soll durch eine 

Siehe Kapitel 1.2.1 lfd. Nr. 3 
Die entsprechenden Möglich-
keiten der Verordnung wurden, 
wie der Stellungnehmer darge-
stellt hat, in den Tragenden 
Gründen bereits beschrieben. 
Weiterer Änderungsbedarf wird 
nicht gesehen. 
Aus den Tragenden Gründen 
ergibt sich, dass das An- oder 
Ablegen von Bandagen und 

keine 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme Leistungsverzeichnis Nr. 
4 

Begründung Würdigung Beschluss-
entwurf (BE) 

nicht abschließende Aufzählung im 
Klammerzusatz verdeutlicht werden. 

Orthesen im Einzelfall auch 
eine Leistung der Grundpflege 
sein kann.  

4.  VDAB e.V. Nr.4 
An- und/ oder Auskleiden (Vorbe-
reiten individueller Kleidung, Hilfe 
beim An- und oder Ausziehen der 
Kleidung, von Strümpfen, von 
Strumpfhosen, von konfektionierten 
/teilkonfektionierten / maßgefertigten 
Bandagen das An- und oder Ablegen 
von Prothesen, von Orthesen, von 
Stützkorsetts, von Bruchbändern 
etc.), 

Der VDAB e.V. begrüßt die Umset-
zung des Urteils des Landessozial-
gerichts Niedersachsen-Bremen 
(LSG), welches am 17.10.2017 ent-
schied, dass das Anlegen eines 
Stützkorsetts im Rahmen der häusli-
chen Krankenpflege als Leistung der 
Behandlungspflege eigenständig 
verordnet werden kann (vgl. LSG 
Niedersachsen-Bremen, 17.10.2017, 
Az. L 16 KR 62/17). Die Anpassung 
und die Einführung der Nummer 35 
in der HKP-RL ist demnach folge-
richtig. Die Dienste können so zu-
künftig die Versorgung in der Häus-
lichkeit individueller an den Bedürf-
nissen der Versicherten ausrichten. 
Zudem wird an dieser Stelle damit 
eine komplexe Leistungserbringung, 
die bisher nicht separat abrechenbar 
war, verordnungs- und abrechnungs-
fähig. So wurde ein Missstand besei-
tigt, welcher Versicherte und Dienste 
gleichermaßen benachteiligte. Die 
Anpassungen der Nummer 4 ist 
demnach nur konsequent. 

Kenntnisnahme  
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 Leistungsverzeichnis Nr. 35 

Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme  
Leistungsverzeichnis Nr.35 

Begründung Würdigung Beschluss-
entwurf (BE) 

1.  bad e.V. Die „Leistungsbeschreibung“ in Nr. 
35 (neue Fassung) des Leistungsver-
zeichnisses ist wie folgt zu fassen: 
 
„An- oder Ablegen von ärztlich ver-
ordneten Bandagen und Orthesen“ 
 
Der Zusatz „ … im Rahmen der 
Krankenbehandlung“ hat zu entfal-
len. 

Inhaltlich ist es richtig, dass im Be-
reich der HKP Leistungen verord-
nungs- und genehmigungsfähig sind, 
die Bestandteil des Behandlungs-
plans des verordnenden Arztes sind. 
Eines weiteren, gesonderten Hinwei-
ses dieses Inhaltes in der Leistungs-
beschreibung bedarf es jedoch nicht, 
um dies sicherzustellen: 
Denn die HKP-RL stellen bereits in § 
2 Absatz 1 Satz 1 fest: 
„Die Verordnung häuslicher Kranken-
pflege ist nur zulässig, wenn die oder 
der Versicherte wegen einer Krank-
heit der ärztlichen Behandlung be-
darf und die häusliche Krankenpflege 
Bestandteil des ärztlichen Behand-
lungsplans ist“. 
§ 2 Absatz 1 Satz 1 gilt für alle Leis-
tungen des Leistungsverzeichnisses 
der HKP-RL. Er steht systematisch 
bewusst vor dem Leistungsverzeich-
nis, um dies allgemein und unabhän-
gig von Besonderheiten der einzel-
nen Leistungen sicherzustellen. Die 
Wiederholung seines Wortlauts in 
einzelnen Leistungsbeschreibung ist 
insofern überflüssig und irreführend. 

Bandagen und Orthesen kön-
nen gemäß dem Hilfsmittelver-
zeichnis explizit auch zum Be-
hinderungsausgleich abgege-
ben werden. Da Leistungen 
der Häuslichen Krankenpflege 
nur im Rahmen der Kranken-
behandlung nach § 27 SGB V 
verordnet werden können, ist 
eine Klarstellung hinsichtlich 
der neu als Behandlungspflege 
klassifizierten Leistung des An- 
oder Ablegens von Bandagen 
und Orthesen erforderlich.  

keine 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme  
Leistungsverzeichnis Nr.35 

Begründung Würdigung Beschluss-
entwurf (BE) 

Die Wiederholung in nur einzelnen 
Leistungsbeschreibungen suggeriert 
systematisch in fälschlicher Weise, 
dass die Notwendigkeit einer Zuge-
hörigkeit zum ärztlichen Behand-
lungsplan bei einzelnen HKP-Leistun-
gen höher sei als bei anderen Num-
mern des Leistungsverzeichnisses. 
Dies ist nicht der Fall. 
Im Ergebnis trägt § 2 Absatz 1 Satz 1 
der HKP-RL dem Willen, der laut den 
„Tragenden Gründen“ mit der Ände-
rung verfolgt wird, nicht nur ausrei-
chend Rechnung, er tut dies auch ef-
fektiver und rechtssystematischer. 
Hinzu kommt, dass die Leistungsbe-
schreibung bereits die Einschrän-
kung „ärztlich verordnet“ vorsieht. 
Eine „Verwechslungsgefahr“ zu ärzt-
lich nicht verordneten Leistungen 
besteht hier nicht, da Nr. 35 im Leis-
tungsverzeichnis- Kapitel „Leistun-
gen der Behandlungspflege“ steht 
und §§ 2 und 3 der HKP-RL aus-
drücklich normieren, dass diese 
Leistungen eine Verordnung nach § 
37 SGB V voraussetzen und Hilfs-
mittel- Verordnungen nach § 33 SGB 
V für die Annahme einer HKP nicht 
ausreichen. 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme  
Leistungsverzeichnis Nr.35 

Begründung Würdigung Beschluss-
entwurf (BE) 

2.   Die Regelungen unter 
„Bemerkung“ in Nr. 35 (neue Fas-
sung) des Leistungsverzeichnisses 
können wie vorgesehen erfolgen. 

Die vorgesehenen Bemerkungen 
konkretisieren in pflegefachlicher 
Hinsicht, wann die medizinische Not-
wendigkeit der Leistungen gemäß § 
27 SGB V regelhaft gegeben sind 
und sind insofern nicht zu beanstan-
den. 
 
Die Verordnungsfähigkeit sachlich 
gerechtfertigter Ausnahmefälle, in 
denen eine medizinische Notwen-
digkeit gegeben ist, ohne dass die 
unter „Bemerkung“ genannten Fälle 
einschlägig sind, deckt § 1 Absatz 4 
Satz 3 der HKP-RL in ausreichender 
Weise ab. 

Kenntnisnahme  

3.  bpa Dauer und Häufigkeit der Maß-
nahme 

Das An- und / oder Ablegen von ärzt-
lich verordneten Bandagen und Or-
thesen im Rahmen der Krankenbe-
handlung ist laut Beschlussentwurf 
jeweils 1 x täglich verordnungsfähig. 
Als Ausnahme wird das Stützkorsett 
angeführt, welches jeweils 1 bis 2x 
täglich verordnungsfähig sein soll. 
Warum die Verordnung von 2x täglich 
auf das Stützkorsett beschränkt wird 
(welches ansonsten in der Leistungs-
beschreibung keine Erwähnung fin-
det) erschließt sich nicht. Auch bei 
Bandagen und anderen Orthesen 
kann das An- und / oder Ablegen 

Aussagen zur Dauer und Häu-
figkeit einer Maßnahme sind 
gemäß den Vorbemerkungen 
zum Leistungsverzeichnis 
Empfehlungen für den Regel-
fall, von denen in begründeten 
Fällen abgewichen werden 
kann. Im Regelfall werden 
Bandagen und Orthesen je 
einmal täglich an- oder abge-
legt - meistens im Zusammen-
hang mit der Körperpflege 
bzw. dem Aufstehen und Zu-
bettgehen.  

keine 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme  
Leistungsverzeichnis Nr.35 

Begründung Würdigung Beschluss-
entwurf (BE) 

mehrmalig erforderlich sein. Da es 
sich – wie vom G-BA ausgeführt – um 
eine Verordnung / Maßnahme im 
Rahmen der ärztlichen Behandlung 
handelt und einige der Bandagen und 
Orthesen nur eine bestimmte Zeit-
dauer über getragen werden dürfen, 
muss die Verordnungsdauer- /häufig-
keit dies berücksichtigen 

Die Besonderheiten beim An- 
oder Ablegen von Stützkor-
setts liegen in der Größe des 
Hilfsmittels (meist Achselhöhe 
bis Beckenkamm) und damit 
einem erforderlichen Gewöh-
nungszeitraum, der das mehr-
malige An- oder Ablegen des 
Stützkorsetts erforderlich 
macht. Bei anderen Bandagen 
und Orthesen ist dies nicht ge-
geben. 

4.   Einschränkung der Verordnung 
[…] 
Der bpa schlägt zu der Aufzählung 
der begründeten Fälle folgende Än-
derungen vor: 

• einer so erheblichen Einschrän-
kung der Grob- und Feinmotorik 
der oberen Extremitäten, dass 
sie die ärztlich verordneten Ban-
dagen und Orthesen nicht fach-
gerecht an- oder ablegen können 
oder  

• einer so starken Einschränkung 
der körperlichen Leistungsfähig-
keit / Beweglichkeit, dass sie zu 
schwach sind, die ärztlich verord-
neten Bandagen und Orthesen 
nicht selbstständig an- und abzu-
legen können (z. B. moribunde 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Kenntnisnahme. Es wird kein 
Änderungsbedarf gesehen.  
Die Änderungen erscheinen 
nicht sachgerecht: Die Nen-
nung der „oberen Extremitä-
ten“ ist zum Verständnis erfor-
derlich. Die Beweglichkeit ist 
unter dem Aspekt „Grob- und 
Feinmotorik der oberen Extre-
mitäten“ bereits berücksichtigt. 
Durch die qualifizierenden An-
gaben „zu schwach“ und „so 
erheblichen“ wird die erforderli-
che Ausprägung der Ein-
schränkung konkretisiert.  

keine 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme  
Leistungsverzeichnis Nr.35 

Begründung Würdigung Beschluss-
entwurf (BE) 

Patientinnen oder Patienten) o-
der  

• einer starken Einschränkung der 
geistigen Leistungsfähigkeit oder 
einem Realitätsverlust, sodass 
die Compliance bei der Therapie 
nicht sichergestellt ist oder 

• entwicklungsbedingt noch nicht 
vorhandener Fähigkeit, die Leis-
tung zu erlernen oder selbststän-
dig durchzuführen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

5.  VDAB e.V. Nr. 35 
Das An- oder Ablegen von ärztlich 
verordneten Bandagen und Orthesen 
ist nur verordnungsfähig bei Patien-
tinnen und Patienten mit 

• einer so erheblichen Ein-
schränkung der Grob- und 
Feinmotorik der oberen Extre-
mitäten, sodass sie die ärztlich 
verordneten Bandagen und 
Orthesen nicht fachgerecht 
an- oder ablegen können oder 

• einer so starken Einschrän-
kung der körperlichen Leis-
tungsfähigkeit, dass sie zu 

Wichtig ist jedoch, dass es in der Pra-
xis nicht zu Problemen in der Verord-
nungsfähigkeit der Leistungen 
kommt. Aus diesem Grunde sind ein-
zelne Anpassungen notwendig. Um 
die Verordnungsfähigkeit der Leistun-
gen zu gewährleisten, muss die 
Richtlinie unmissverständlich formu-
liert sein. Missverständnisse, welche 
aufgrund von Zuschreibungen wie 
„erheblich“ und „stark“ auftreten kön-
nen, müssen schon im Vorhinein aus-
geschlossen werden. Der Versicherte 
ist entweder in der Lage die Orthesen 
selbstständig an- und/oder abzule-
gen oder nicht. Es bedarf daher einer 
Streichung dieser Zuschreibungen. 
Die Verordnungsfähigkeit wird 

Siehe Kapitel 1.2.3, lfd. Nr. 4.  Keine 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme  
Leistungsverzeichnis Nr.35 

Begründung Würdigung Beschluss-
entwurf (BE) 

schwach sind, die ärztlich ver-
ordneten Bandagen und Or-
thesen 

• selbstständig an- und abzule-
gen (z. B. moribunde Patien-
tinnen oder Patienten) oder 

• einer starken Einschränkung 
der geistigen Leistungsfähig-
keit oder Realitätsverlust, so-
dass die Compliance bei der 
Therapie nicht sichergestellt 
ist oder 

• entwicklungsbedingt noch 
nicht vorhandener Fähigkeit, 
die Leistung zu erlernen oder 
selbstständig durchzuführen. 

 
Dies muss aus der Verordnung her-
vorgehen. 

ebenso durch das „noch“ im vorletz-
ten Absatz eingeschränkt. Es kann 
durchaus Fälle geben, in denen nicht 
absehbar ist, ob nicht vorhandene, 
entwicklungsbedingte Fähigkeiten 
zukünftig entwickelt werden. Das 
„noch“ ist demnach zu streichen. 
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B-7 Mündliche Stellungnahmen 

Alle stellungnahmeberechtigten Organisationen/Institutionen, die eine schriftliche Stellung-
nahme abgegeben haben, wurden fristgerecht zur Anhörung am 12.02.2020 eingeladen. 

B-7.1 Teilnahme an der Anhörung und Offenlegung von Interessenkonflikten  
Vertreterinnen oder Vertreter von Stellungnahmeberechtigten, die an mündlichen Beratungen 
im G-BA oder in seinen Untergliederungen teilnehmen, haben nach Maßgabe des 1.  Kapitels 
5. Abschnitt VerfO Tatsachen offen zu legen, die ihre Unabhängigkeit potenziell beeinflussen. 
Inhalt und Umfang der Offenlegungserklärung bestimmen sich nach 1. Kapitel Anlage I, Form-
blatt 1 VerfO (abrufbar unter www.g-ba.de).  
Im Folgenden sind die Teilnehmer der Anhörung am 12.02.2020 aufgeführt und deren poten-
ziellen Interessenkonflikte zusammenfassend dargestellt. Alle Informationen beruhen auf 
Selbstangabe der einzelnen Personen. Die Fragen entstammen dem Formblatt und sind im 
Anschluss an diese Zusammenfassung aufgeführt. 

Organisation/ 
Institution 

Anrede/Titel/Name Frage 
1 2 3 4 5 6 

Verband Deutscher Al-
ten- und Behindertenhilfe 
e.V. (VDAB 

Frau Hannah 
Freisheim Ja Nein Nein Nein Nein Nein 

 
Im „Formblatt 1 zur Offenlegung potenzieller Interessenkonflikte für Sachverständige und Ver-
treterinnen oder Vertreter von Stellungnahmeberechtigten“ wurden folgende 6 Fragen gestellt: 
 
Frage 1: Anstellungsverhältnisse  
Sind oder waren Sie innerhalb des laufenden Jahres und der 3 Kalenderjahre davor angestellt 
bei einem Unternehmen, einer Institution oder einem Interessenverband im Gesundheitswe-
sen, insbesondere bei einem pharmazeutischen Unternehmen, einem Hersteller von Medizin-
produkten oder einem industriellen Interessenverband? 
Frage 2: Beratungsverhältnisse  
Beraten Sie oder haben Sie innerhalb des laufenden Jahres und der 3 Kalenderjahre davor 
ein Unternehmen, eine Institution oder einen Interessenverband im Gesundheitswesen, ins-
besondere ein pharmazeutisches Unternehmen, einen Hersteller von Medizinprodukten oder 
einen industriellen Interessenverband direkt oder indirekt beraten? 
Frage 3: Honorare  
Haben Sie innerhalb des laufenden Jahres und der 3 Kalenderjahre davor direkt oder indirekt 
von einem Unternehmen, einer Institution oder einem Interessenverband im Gesundheitswe-
sen, insbesondere einem pharmazeutischen Unternehmen, einem Hersteller von Medizinpro-
dukten oder einem industriellen Interessenverband Honorare erhalten für Vorträge, Stellung-
nahmen oder Artikel? 
Frage 4: Drittmittel  
Haben Sie und/oder hat die Einrichtung (sofern Sie in einer ausgedehnten Institution tätig sind, 
genügen Angaben zu Ihrer Arbeitseinheit, zum Beispiel Klinikabteilung, Forschungsgruppe 
etc.), für die Sie tätig sind, abseits einer Anstellung oder Beratungstätigkeit innerhalb des lau-
fenden Jahres und der 3 Kalenderjahre davor von einem Unternehmen, einer Institution oder 
einem Interessenverband im Gesundheitswesen, insbesondere einem pharmazeutischen Un-
ternehmen, einem Hersteller von Medizinprodukten oder einem industriellen Interessenver-
band finanzielle Unterstützung für Forschungsaktivitäten, andere wissenschaftliche Leistun-
gen oder Patentanmeldungen erhalten? 

http://www.g-ba.de/
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Frage 5: Sonstige Unterstützung  
Haben Sie und/oder hat die Einrichtung (sofern Sie in einer ausgedehnten Institution tätig sind, 
genügen Angaben zu Ihrer Arbeitseinheit, zum Beispiel Klinikabteilung, Forschungsgruppe 
etc.), für die Sie tätig sind, innerhalb des laufenden Jahres und der 3 Kalenderjahre davor 
sonstige finanzielle oder geldwerte Zuwendungen (z. B. Ausrüstung, Personal, Unterstützung 
bei der Ausrichtung einer Veranstaltung, Übernahme von Reisekosten oder Teilnahmegebüh-
ren ohne wissenschaftliche Gegenleistung) erhalten von einem Unternehmen, einer Institution 
oder einem Interessenverband im Gesundheitswesen, insbesondere von einem pharmazeuti-
schen Unternehmen, einem Hersteller von Medizinprodukten oder einem industriellen Interes-
senverband? 
Frage 6: Aktien, Geschäftsanteile  
Besitzen Sie Aktien, Optionsscheine oder sonstige Geschäftsanteile eines Unternehmens o-
der einer anderweitigen Institution, insbesondere von einem pharmazeutischen Unternehmen 
oder einem Hersteller von Medizinprodukten? Besitzen Sie Anteile eines „Branchenfonds“, der 
auf pharmazeutische Unternehmen oder Hersteller von Medizinprodukten ausgerichtet ist? 
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B-7.2 Auswertung der mündlichen Stellungnahmen  
Der Unterausschuss Veranlasste Leistungen hat festgestellt, dass keine über die schriftlich 
abgegebenen Stellungnahmen hinausgehenden Aspekte in der Anhörung vorgetragen wur-
den. Daher bedurfte es keiner gesonderten Auswertung der mündlichen Stellungnahmen 
(siehe 1. Kapitel § 12 Abs. 3 Satz 4 VerfO). 
 

B-8 Würdigung der Stellungnahmen  

Vor Entscheidungen des G-BA über die Änderung der Häusliche Krankenpflege Richtlinie wird 
nach gemäß § 92 Absatz 7 Satz 2 SGB V, gemäß § 92 Absatz 7 Satz 1 Nr. 5 i. V. m Absatz 7 
Satz 2 SGB V den hierzu berechtigten Organisationen und nach § 91 Abs. 5 SGB V der Bun-
desärztekammer Gelegenheit zur Abgabe einer Stellungnahme zu der geplanten Richtlinien-
änderung gegeben. Die Stellungnahmen werden in die Entscheidung einbezogen.  
Der G-BA hat die schriftlichen und mündlichen Stellungnahmen ausgewertet (vgl. Kapitel 6.1 
und 7.2).  
Im Ergebnis der Auswertung wurden keine Änderungen im Beschlussentwurf vorgenommen. 
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B-9 Anhang: Stellungnahmen 

B-9.1 Volltexte schriftliche Stellungnahmen 
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B-9.2 Wortprotokoll der Anhörung 
 
 

Mündliche Anhörung 
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C Bürokratiekostenermittlung 
Für die Verordnungsfähigkeit des An- und Ablegens von ärztlich verordneten Bandagen und 
Orthesen im Rahmen der Behandlungspflege entstehen neue bzw. geänderte Informations-
pflichten für Leistungserbringer im Sinne von Anlage II zum 1. Kapitel VerfO. Es ist davon 
auszugehen, dass sich durch diese vorgesehene Änderung der Richtlinie die Anzahl von HKP-
Verordnungen leicht erhöht und damit auch mit einem leichten Anstieg der Bürokratiekosten 
gerechnet werden muss. Aufgrund des im Vergleich zur Gesamtzahl aller HKP-Verordnungen 
erwarteten leichten Anstiegs der jährlichen Fallzahl, wird auf eine Ausweisung der Bürokratie-
kosten verzichtet. 
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